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Die Anstalt nach dem Per sonen- und Gesellschaftsrecht”

1. Vorbemerkungen

Das quantitative Auftreten der privatrechtlichen liechtensteinischen Anstalt kann mangels
Offentlicher statistischer Erhebungen nur geschétzt werden; sie gehdrt jedoch zweifellos zu
den beliebtesten Formen von liechtensteinischen juristischen Personen oder Verbandsper-
sonen gemass liechtensteinischer Terminologie.

Die Anstalt liechtensteinischer Auspragung kennzeichnet sich durch Einmaligkeit. Sie ent-
spricht keinem klassischen, auch in anderen Rechtsordnungen vertretenen Organi sationsty-
pus.

Aufgrund verschiedener liechtensteinischer Gegebenheiten wie dem Fehlen von Universi-
téten und der allgemeinen personellen Resourcenknappheit ist die wissenschaftliche Aufar-
beitung spezifischer anstaltsrechtlicher Fragen bislang nur beschrankt erfolgt. Infolgedes-
sen sind in rechtsdogmatischer Hinsicht mit dieser Verbandsperson trotz ihres bald 70-
jahrigen Bestehens” noch etliche Unklarheiten verbunden. Einzelnen davon soll in den
nachfolgenden Ausfiihrungen nachgegangen werden.

Die Erfassung des Wesens der Anstalt, die in nur 17 Artikeln (Art. 534-551 PGR) geregelt
Ist, zu denen zudem nur wenig aussagekréftige Gesetzesmaterialien bestehen, kann nur
unter Zugrundelegung grundsétzlicher gesellschaftsrechtlicher Erwdgungen erfolgen. Die
Tatsache, dass die Anstalt ein rein liechtensteinisches Gebilde darstellt, verunmdglicht ins-
besondere, auslandische rechtswissenschaftliche Grundlagen direkt rechtsvergleichend
heranzuziehen.

Y Ausgearbeitete Fassung des Referates von Frau Dr. Graziella Marok, welches diese im Rahmen der vom

Liechtenstein-Institut organisierten Ringvorlesung ,, Aus der Werkstatt junger Juristen” am 28. November

1995 hielt.

Dr. Graziella Marok, geb. 1965, schloss 1991 ihr Studium der Rechtswissenschaften an der Universitat

Zurich ab. Von September 1991 bis Dezember 1992 war sie als Assistentin bei Prof. Dr. Claus-Dieter

Schott an der Forschungsstelle fir Rechtsgeschichte an der Univerdtitét Zrich tétig. Nach einem Prakti-

kum beim F.L. Landgericht promovierte sieim Februar 1994 mit der Dissertation zum Thema ,, Die privat-

rechtliche liechtensteinische Anstalt unter besonderer Berlicksichtigung der Griinderrechte® zur Doktorin

der Rechte. Seit Juli 1994 arbeitet sie als Konzipientin in einer Rechtsanwaltskanzlei in Vaduz.

Vgl. Ramati S. 89; die Karabikinsel Curacao hat diese Verbandsperson zwar ebenfalls Ubernommen, diese

stellt aber eine , blasse Kopie" der liechtensteinischen Version dar (Vernay S. 196).

2 Die Anstalt wurde im Jahre 1926 ins liechtensteinische Personen- und Gesellschaftsrecht (PGR) aufge-
nommen.
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2. Das Leithild der Anstalt

2.1. Die Bedeutung des Leitbilds

Bel der gesetzlichen Umschreibung einer Verbandsperson steht dem Gesetzgeber in der
Regel ein ,, anschauliches, ganzheitliches und wirklichkeitsnahes Allgemeinbild der zu re-
gelnden Gesellschaft, das sich ... als Typus erweist” vor Augen. Man spricht hier vom so-
genannten Leitbild. In der Lehre wird das Vorliegen eines Leitbildes as , rein logisch not-
wendige Voraussetzung allgemeiner Gesetzgebung im Gesellschaftsrecht (betrachtet).
Denn eine bestimmte, in sich folgerichtige, allgemeine rechtliche Ordnung einer Gesell-
schaft ist ohne ein solches Leitbild, auf das die vielen Einzelnormen ausgerichtet sind, gar
nicht denkbar* °.

Diese Feststellung fuhrt zur Frage, was fur ein Leitbild der liechtensteinische Gesetzgeber
anlasslich der Aufnahme der Anstalt ins PGR im Jahre 1926 verwirklichen wollte.

2.2. Das Leitbild im Jahre 1926

Im kurzen Bericht zum Personen- und Gesellschaftsrecht, der von Dr. Wilhelm Beck ver-
fasst wurde, findet man folgende Definition:

» Die Angtalt...ist ein Mittelgebilde zwischen Korper schaften und Siftungen, da ihr Aufbau
in Verbindung mit Mitgliedern oder ohne solche erfolgen kann... Die Anstalt ist vor allem
als Rechtsform der Familienanstalt gedacht. Se kann jedoch auch zu jedem beliebigen
anderen Zwecke verwendet werden. Charakteristisch ist ausserdem, dass die Anstalt einen
sogenannten Anstaltsfonds, sei es ausschliesslich in Sachwerten oder auch in Geld, haben
kann... Die Satuten bestimmen, ob und in welchem Umfange Anstaltsanteile bestehen und
ob diese Wertpapiercharakter haben sollen oder nicht. Beziiglich der Organisation ist dar-
auf hinzuweisen, dass ein oberstes Organ nicht erforderlich ist... Die Statuten haben ferner
die Destinatare...zu bestimmen.“*

Das augenfalligste Merkmal dieser Umschreibung ist die Dispositivitét beinahe samtlicher
Charakterisierungsmerkmale. Jedes Kriterium wird durch die Zuléssigkeit des Gegenteiles
wieder relativiert. Daraus folgt aber, dass der Gesetzgeber keinen bestimmten, auf ein Leit-
bild ausgerichteten Typus einer Verbandsperson verwirklichen wollte, sondern ein mog-
lichst flexibles, den Anforderungen des Einzelfalles anpassbares Gebilde geschaffen wer-
den sollte.

Der fehlenden Ausrichtung auf ein konkretes Leitbild entspricht die gesetzliche Festschrel-
bung der Anstalt als Auffangfigur® ®. Die Anstalt sollte immer dort zur Verfiigung stehen,
wo die Voraussetzungen fur andere organisatorische Strukturen nicht vorliegen. Die zur

Koller S. 87.

W. Beck S. 33.

Vgl. die Legaldefinition der Anstalt in Art. 534 Abs. 1 PGR.

Auch bei der einfachen Gesellschaft des schweizerischen Rechts fehlt die Ausrichtung auf ein Leitbild, da
sie, wie die Anstalt, als Subsididrform konzipiert wurde (Meier-Hayoz/Forstmoser 8 8 N 21.).
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Erreichung dieses Zwecks notwendige Flexibilitdt kann nur durch eine weitestgehende of -
fene Fassung des Gesetzestextes erlangt werden.

Dieinnere Offenheit der Anstalt bringt mit sich, dass eine Vielzahl von verschiedenen kon-
kreten Ausgestaltungsformen moglich sind. Je nach Kombination der einzelnen Charakteri-
sierungsmerkmale erhélt sie ein andersartiges Gesicht. Dies bedeutet aber auch, dass eine
Definition der Anstalt vage und allgemein bleilben muss und nur das Wesen der jeweils
konkret vorliegenden Anstalt als ein Typus unter vielen erfasst werden kann.

Dementsprechend umschreiben die Bestimmungen der anstaltsrechtlichen Gesetzgebung
auch kein einheitlich definierbares Gebilde, sondern gewisse Normen erscheinen im Ver-
gleich mit anderen als widerspriichlich und Uberfliissig”. Etliche Bestimmungen haben
nicht fur alle Anstaltsformen Gultigkeit, sondern sind nur fir einzelne konkret vorliegende
Ausgestaltungen von Bedeutung.

2.3. Die Kodifizierung der Praxis

Nach der Einfuhrung der Anstalt mit dem PGR im Jahre 1926 wurden die vielféltigen ge-
setzlichen Moglichkeiten der Anstaltsausgestaltung nur beschrankt genutzt. In der Praxis
bildete sich bald eine recht einheitliche Anstaltsform heraus, die as ,, verkehrstypische An-
stalt“® bezeichnet wurde und wird. Dieser Anstaltstypus sieht im wesentlichen folgender-
massen aus:

Eine einzelne Person, der sog. Grinderrechtsinhaber, hat dauernde Einflussmdglichkeit auf
das anstaltliche Geschehen. Er bildet allein das oberste Organ der Anstalt und wahlt in die-
ser Funktion die Verwaltung; er erlésst und @ndert die Statuten und Beistatuten, und er be-
stimmt die Empfanger der anstaltlichen Vermdgenszuwendungen, wobel er regelmassig
sich selbst begiinstigt. Die Rechtsposition des Grinderrechtsinhabers ist Ubertragbar und
vererbbar; sie wird jedoch nicht wertpapierrechtlich verbrieft.

Anléasslich der Revision des PGR im Jahre 1980 sollte diese verkehrstypische Form gesetz-
lich verankert werden®; d.h., dass diese Form faktisch zum Typus erhoben und normiert
wurde.

Obwohl etliche Bestimmungen der verkehrstypischen Anstaltsform angepasst wurden, er-
folgte eine Ausrichtung auf diesen Typus nur mit der Einschrénkung, dass nach wie vor
alle Moglichkeiten der alten Gesetzesfassung verwirklicht werden kénnen sollten’. Dieser
Zielsetzung wurde durch weitgehende Dispositivitét der anstaltsrechtlichen Normen ent-
sprochen.

Koller (S. 87) umschreibt den Preis fir ein fehlendes Leitbild folgendermassen: ,,Innere Widerspriichlich-

keit oder vage Unbestimmtheit miissen die zwangdaufigen Folgen einer Gesetzgebung sein, die meinte,

der Typenbildung entbehren zu kdnnen.”

8 Vgl. Giiggi, Reform S. 19 1.

° Vgl. Bericht iiber die Reform des liechtensteinischen Gesellschaftsrechts vom 3. April 1979, S. 6, in :
LLA RF 324/72/39.

1 vgl. Gubser S. 54.



3. Die organisatorische Struktur der Anstalt

V erbandspersonen werden regelméssig eingeteilt in Korperschaften einerseits und Stiftun-
gen andererseits. Die beiden Formen unterscheiden sich in bezug auf die Organisation da-
durch, dass bei Korperschaften das bestimmende Organ fortlaufend, also wahrend der ge-
samten Dauer der Verbandsperson, Mitsprachemdglichkeiten hat, wéahrend bel den Stiftun-
gen der Stifterwillen einmal und grundsétzlich fur die Zukunft unabénderlich festgelegt
wird. Dies bewirkt, dass es bei der Stiftung an sich nur noch einer Verwaltung bedarf, die
den schriftlich fixierten Willen des Stifters umsetzt, wahrend innerhalb der K érperschaften
das Willenshildungsorgan immer wieder von neuem in Erscheinung tritt und im Rahmen
der I\l/llitgliederversamml ung auf das Geschehen der Verbandsperson bestimmend ein-
wirkt™".

Die Angtalt entzieht sich aufgrund der Vielfalt ihrer Ausgestaltungsméglichkeiten einer ge-
nerellen Subsumtion unter die genannten Kategorien von Verbandspersonen. Der weite
Ausgestaltungsrahmen der Anstalt 1asst beides zu, die Errichtung einer Korperschaft oder
eines stiftungsdhnlichen Gebildes. Aufgrund des Bedirfnisses einer sprachlichen Differen-
zierung spricht man in der Praxis von der verkehrstypischen Anstalt auf der einen Seite und
der stiftungsdhnlichen oder griinderrechtslosen Anstalt auf der anderen Seite.

Es darf nicht Ubersehen werden, dass es sich bei der Differenzierung zwischen Korper-
schaft und stiftungsahnlichem Gebilde um strukturelle Eckpunkte handelt und Mischfor-
men im liberalen liechtensteinischen Gesellschaftsrecht durchaus denkbar wéren™.

Dass schon aufgrund der unterschiedlichen organisatorischen Struktur eine stiftungsahnli-
che Anstalt andere gesetzliche Bestimmungen voraussetzt als eine kérperschaftliche An-
stalt, bedarf keiner weiteren Erléuterung. Praktisch fihrt der weite anstaltsrechtliche Aus-
gestaltungsrahmen zu einer Erschwerung der Rechtsanwendung, da diese die Prifung der
Vorfrage voraussetzt, ob die einzelne gesetzliche Bestimmung strukturell auf den konkret
vorliegenden Anstaltstypus zugeschnitten ist. Auch die Ermittlung des konkreten Typus ist
nur aufgrund der konkreten Statuten und Beistatuten moglich.

Die nachfolgenden Ausfuhrungen beschranken sich auf die korperschaftlich strukturierte
Anstalt, mit welcher auch die wesentlichsten rechtlichen Fragen verbunden sind™®,

4. Die korperschaftlich strukturierte Anstalt

4.1. Organisation

Die korperschaftlich strukturierte Anstalt besteht aus den folgenden Organen: Dem obers-
ten Organ, der Verwaltung, allenfalls einer Kontrollstelle und dem Destinatér.

1 vgl. Marxer/Goop/Kieber S.147.
2" |n der Praxis besteht offenbar kein Bediirfnis nach derartigen Mischformen.
13 Zur stiftungsshnlichen Anstalt vgl. Marok S. 161 ff.



4.1.1. Das oberste Organ

Das oberste Organ der Anstalt hat wie z.B. das oberste Organ der AG auch, bestimmenden
Einfluss auf das anstaltliche Geschehen. In seinen Kompetenzbereich fallen samtliche
grundlegenden anstaltlichen Entscheidungen.

Im Gegensatz zu den obersten Organen anderer V erbandspersonen besteht jedoch dasenige
der Anstalt in der Regel, also bei der sogenannten verkehrstypischen Form, aus lediglich
einer Person, dem Griinderrechtsinhaber'®. Dieser hat damit eine dem Alleinaktionar
grundsétzlich verglei chbare Rechtsstellung.

Die Praxis der Beherrschung der Anstalt durch nur eine Person hat dazu gefuhrt, dass die
Begriffe Grunderrechtsinhaber und oberstes Organ teilweise synonym verwendet werden.
Dogmatisch betrachtet ist dies problematisch. Wahrend unter dem obersten Organ das Ent-
scheldungsgremium insgesamt verstanden wird, ist der Grinderrechtsinhaber das Mitglied
dieses Gremiums. Die beschriebene begriffliche Undifferenziertheit hat in der Folge be-
wirkt, dass zwischen Befugnissen, die dem obersten Organ zustehen und den Rechten, die
der einzelne Grinderrechtsinhaber innerhalb dieses obersten Organes austibt, nicht konse-
quent differenziert wird™.

4.1.1.1. Die Kompetenzen™ des obersten Organs

Zur Beantwortung der Frage, welche Kompetenzen bzw. Befugnisse dem obersten Organ
der Anstalt zustehen, sucht man im Anstaltsrecht vergeblich nach einem Kompetenzkata-
log. Stattdessen sieht das Gesetz in Art. 536 Abs. 2 Ziff. 4 PGR vor, dass die Statuten die
Befugnisse des obersten Organs festhalten mussen, was konkret bedeutet, dass das oberste
Organ, das den Inhalt der Statuten festlegt, sich seine Befugnisse selbst gibt.

Digenigen Kompetenzen, die statutarisch nicht dem obersten Organ zugewiesen werden,
stehen gemass Art. 182 Abs. 1 PGR ipso iure der Verwaltung zu. Diese Bestimmung stellt
sicher, dass kein Vakuum in bezug auf die Kompetenzausiibung innerhalb der Anstalt ent-
stehen kann.

Die anstaltsrechtliche Besonderheit der Kompetenzregelung hat nicht dazu gefuhrt, dass
die Kompetenzen des obersten Organs der Anstalt in der Praxis ausserst verschiedenartig
und heterogen erscheinen wirden. Im Gegenteil; es bietet sich diesbeziglich ein relativ
einheitliches Bild. Beispielhaft kann die folgende Kompetenzliste angef iihrt werden:

- Bestellung und Abberufung des Verwaltungsrates und der Kontrollstelle
- Festlegung des Zeichnungsrechtes der Mitglieder der Verwaltung und der Liquidatoren

14 Art. 535 Abs. 1 PGR sieht die Einmannanstalt als Regel vor. Erst aus weiteren Bestimmungen ist erkenn-
bar, dass das oberste Organ auch aus mehreren Personen bestehen kann (vgl. Art. 536 Abs.1, 539 Abs.1
und 3, 542, 543 Abs. 1 PGR).

> vgl. OGH LES 3/82 S. 140: "Die sogenannten Griinderrechte ... stellen die Gesamtheit der dem Griinder
einer Anstalt zustehenden Befugnisse dar."

1 In Art. 536 Abs. 2 Ziff.4 und Art. 543 Abs. 1 und 2 PGR wird von "Befugnissen" gesprochen, ebenso in
den allgemeinen Vorschriften der Verbandspersonen. Inhaltlich entspricht dieser Begriff dem Kompe-
tenzbegriff.



- Abnahme der Bilanz, Festsetzung der Ergebnisse derselben und Beschlussfassung tber
die Verwendung des Jahreser gebnisses

- Entlastung der Verwaltung und der Kontrollstelle

- Erlassung von Beistatuten sowie Anderung der Satuten und Beistatuten
- Bestellung der Beginstigten und Festlegung ihrer Rechte

- Bestellung und Abberufung der Repréasentanten

- Auflésung der Anstalt, Bestellung der Liquidatoren und Beschluss Uber die Verwendung
des Liquidationser|6ses"”.

Diese Kompetenzliste unterscheidet sich lediglich in einem Punkt grundsétzlich von den
Kompetenzen der Aktionarsversammlung: Der Grinderrechtsinhaber hat die Befugnis zur
Bestellung der Beguinstigten oder Destinatdre. Auf die Konsequenzen dieser Besonderheit
wird noch einzugehen sein.

4.1.1.2. Die Organisation des obersten Organs

Neben der Frage, was flr Kompetenzen das oberste Organ hat, stellt sich die weitere Frage
nach der Organisation desselben.

Bel der Gesetzesrevision im Jahre 1980 stand die verkehrstypische Ein-Mann-Anstalt im
Mittelpunkt des Interesses. Bei diesem zahlenmassig weitaus bedeutendsten Anstaltstypus
bereitet die Beschlussfassung keine Probleme. Der Frage der Organisation des obersten Or-
ganes wurde folglich nur wenig Beachtung geschenkt. Es wurde lediglich statuiert, dass bei
Vorliegen mehrerer Griinderrechtsinhaber diese die Beschllisse gemass dispositiver gesetz-
licher Anordnung einstimmig zu fassen haben (Art. 543 Abs. 3 PGR).

Diese gesetzliche Bestimmung bietet dem einzelnen Grinderrechtsinhaber innerhalb eines
mehrgliedrigen obersten Organs grosstmoglichen Schutz, da niemand Uberstimmt werden
kann. Problematisch ist diesbeziiglich jedoch, dass dann, wenn Einstimmigkeit nicht er-
langt wird, gesetzlich kein prozedurales Vorgehen festgelegt ist, um eine dauernde Blo-
ckierung des obersten Organs mangels Konsens zu vermeiden. Statutarisch kann diesbe-
zuglich selbstversténdlich ein Verfahren zur Entscheidungsfindung festgelegt werden.
Wird dies , vergessen®, stellt sich die Frage, wie die dauernde Blockierung des obersten
Organes aufgrund der Nichterlangung der Einstimmigkeit behoben werden soll*2.

4.1.2. Die Verwaltung

Die Verwaltung der korperschaftlich strukturierten Anstalt ist vergleichbar mit Verwaltun-
gen anderer Korperschaften. Sie hat die gesetzlichen und statutarischen V orgaben einzuhal -
ten und haftet fir die sorgfaltige Geschaftsfilhrung und Vertretung®.

Y Marxer/Goop/Kieber S. 137; vgl. auch Batliner, Angtalt S. 17; |. Beck S. 50; Ott/Paetzold S. 20; Schnei-
der /Aeschbacher S. 63; Bihler S. 15; Ramati S. 91, OGH LES 4/92 S. 149; OGH LES 1/89 S. 6.

8 vgl. Marok S. 100 ff.

19 Zu den Fragen im Zusammenhang mit der VVerwaltung der Anstalt vgl. Marok S. 54 ff.
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4.1.3. Die Kontrollstelle

Eine Kontrollstelle ist bei der Anstalt nur dann zwingend vorgesehen, wenn die Anstalt
»€ N nach kaufmannischer Art geflihrtes Gewerbe betreibt oder deren statutarischer Zweck
den Betrieb eines solchen zuldsst* (Art. 192 Abs. 6 PGR).

4.1.4. Der Destinatér

Hinter dem Begriff ,, Destinatar” steht digjenige Person, welcher der wirtschaftliche Erfolg
der Verbandsperson zugute kommen soll?!. Konkret erhdlt der Destinatar den Gewinn
und/oder den Liquidationser| 6%,

Waéhrend bel Stiftungen der Destinatéar als Wesensmerkmal zu betrachten ist, ist bel den
klassischen Korperschaften die Trennung zwischen Destinatér und willensbildendem Or-
gan an sich unbekannt. Die kdrperschaftlich strukturierte Anstalt bildet diesbeziglich eine
Besonderheit, die sich aus folgender gesetzlicher Bestimmung ergibt:

» 0lange nicht Dritte als Beguinstigte (Bedachte, Genussberechtigte) eingesetzt worden
sind, besteht die Vermutung, dass der Inhaber der Grunderrechte selbst Begunstigter ist.”
(Art. 545 Abs. 1 bis PGR)

Die gesetzliche Vorgabe, dass der Beglnstige und der Grinderrechtsinhaber personell
identisch sein konnen, fuhrt zwingend zum Umkehrschluss, dass die Grinderrechtsinha-
berstellung und die Destinatérstellung institutionell getrennt betrachtet werden miissen.
Andernfalls musste bei Personalunion zwischen Grinderrechtsinhaber und Beglnstigtem
die eine Rechtsposition in der anderen aufgehen bzw. wirde eine Rechstposition UberflUs-
sig, wogegen der klare Wortlaut der obzitierten Bestimmung spricht?,

Statutarisch kann vorgesehen werden, ob und in welcher Weise dem Destinatér Anteil an
der Organisation der Anstalt zukommt (Art. 545 Abs. 1 Ziff. 3. PGR). Da der Grunder-
rechtsinhaber und der Destinatér in der Praxis weitgehend personell identisch sind und der
Griinderrechtsinhaber umfassende Mitwirkungsrechte in der Anstalt hat**, sind die Rechte
des Begunstigten nicht von praktischer Relevanz.

2 Zur Problematik dieser Bestimmung vgl. Marok S. 30 f. Im einzelnen sei hier auf die diesbeziiglichen

Ausfiihrungen von Herrn Dr. Paul Meier zur Kontrollstelle, in: Beitrage Liechtenstein-Institut Nr. 7, Ben-

dern 1996, verwiesen.

Im PGR werden die Begriffe Beglngtigter, Genussberechtigter, Bedachter und Benefiziar synonym ge-

braucht.

22 7Zur Stellung des Destinatérs vgl. Marok S. 146 ff.

% Vgl. auch die Definition der Anstalt im kurzen Bericht von W. Beck (S. 33), wo die Existenz der Destina-
tére als zwingendes Kriterium der Anstalt festgelegt ist.

% Vgl. unten 4.2. ff.

21
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4.2. Die Grunderrechte und Grunderpflichten

Nachdem die Kompetenzen des obersten Organes aufgezeigt wurden, geht es im folgenden
darum, die Rechte und Pflichten des einzelnen Griinderrechtsinhabers oder Anstaltsmit-
glieds® aufzuzeigen®®.

Die Grinderrechte und die Grinderpflichten kdnnen analog anderen Mitgliedschaftsrech-
ten und -pflichten eingeteilt werden in nicht vermodgensmassige oder organschaftliche
Rechte und Pflichten einerseits und vermdgensmassige Rechte und Pflichten anderersaits.

4.2.1. Organschaftliche Rechte

Die organschaftlichen Rechte der Griinderrechtsinhaber sind mangels abschliessender Sta-
tuierung im anstaltsrechtlichen Teil des PGR vorwiegend in den allgemeinen Vorschriften
zu suchen®’. Diese Rechte sind grundsétzlich auf mehrgliedrige oberste Organe ausgerich-
tet bzw. sind diese nur dann von praktischer Relevanz, wenn das oberste Organ mehrere
Mitglieder aufweist.

Es handelt sich um folgende Rechte:

- Recht zur Teilnahme an der Grinderrechtsinhaberversammlung (Art. 167 Abs. 3, 4
PGR)

- Recht auf ordnungsgemésse Einberufung und Bekanntgabe der Traktanden

- Antrags- und Meinungsdusserungsrecht des Grunderrechtsinhabers (Art. 167 Abs. 5
PGR)

- Recht, sich vertreten zu lassen (Art. 543 Abs. 4; 169 Abs. 1 PGR)

- Stimmrecht (Art. 543 Abs. 3 PGR)

- Recht, das oberste Organ einberufen zu lassen (Art.168 PGR)

- Recht auf Anfechtung der Beschliisse des obersten Organs (Art. 178 Abs. 3, 4 PGR)
- Aufsichtsrecht gegentiber anderen Organen (Art. 170 Abs. 1 PGR)

- Einsichtsrecht in Jahreshilanz nebst Beilagen, Gewinn- und Verlustrechnung (Art. 207
Abs. 1 PGR)

- Recht zur Verantwortlichkeitsklage gegen andere Organe (Verwaltung, Kontrollstelle)
(Art. 218 ff. PGR)

- Recht, unter bestimmten V oraussetzungen die Auflésung der Verbandsperson zu verlan-
gen (Art. 123 Abs. 1 Ziff. 3 PGR)

- Ausschluss- und Austrittsrecht.

25
26

Zur Frage der Mitgliedseigenschaft des Griinderrechtsinhabers vgl. Marok S. 76 ff.

Der in der Praxis und im Gesetz zu findende Begriff ,, Grinderrechte verschleiert die Tatsache, dass mit
den Rechten auch Pflichten verbunden sein kdnnen.

Vgl. die Verweisnorm des Anstaltsrechts in Art. 551 PGR; zu den Problemen der Verweisnorm vgl. Ma-
rok S. 32 ff.
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Der zuletzt aufgefiihrten Rechte bedarf es aufgrund der regelmassig geringen Zahl der
Gruzr;derrechtsi nhaber und der damit verbundenen engen Beziehungen zwischen densel-
ben“®.

4.2.2. Vermbgensmassige Rechte

Zur Klérung der Frage, ob der Griinderrechtsinhaber neben den organschaftlichen Rechten
auch vermogensmassige Rechte hat, ist von den Ausfiihrungen zu den Grinderrechten in
den Gesetzesmaterialien auszugehen. Die Definition der Gruinderrechte lautet dort folgen-
dermassen:

Bel den Grunderrechten handelt es sich "um organschaftliche Rechte sui generis, ... aber in
keinem Falle um obligatorische oder dingliche Rechte im Sinne von Vermdgensrechten.“ %
Zur Verdeutlichung des rein organschaftlichen Wesens der Griinderrechte werden diese in
den Materialien mit den nicht vermdgensmassigen Komponenten von Aktionarsrechten
verglichen®™.

Die in der Praxis und Rechtsprechung herrschende Auffassung, dass Grinderrechte rein
organschaftlicher Natur sind, ist wohl auf die Tatsache zuriickzufihren, dass die Destina-
térposition von derjenigen des Grinderrechtsinhabers strukturell getrennt ist. Die Bestim-
mungsberechtigung Uber das unternehmensinterne Geschehen einerseits und die Berechti-
gung zum Empfang der vermogenswerten Ausschittungen der Anstalt andererseits sind
dadurch - anders als beispielsweise bei der Aktionérsstellung - nicht in einer Rechtspositi-
on verenigt.

Trotz der strukturellen Trennung zwischen Grunderrechtsinhaber- und Destinatérposition
ist der Frage nachzugehen, ob mit den Grinderrechten bei der verkehrstypischen Anstalt
nicht Vermogenswerte in Beziehung stehen. Dies drangt sich insbesondere deshab auf, da
der Gesetzgeber in einzelnen Bestimmungen selbst den vermdgenswerten Charakter der
Griinderrechte implizit voraussetzt®.

Zur Prifung der Frage nach der vermdgensmassigen Qualitdt der Grinderrechte soll die
folgggnde Definition des Liechtensteinischen Obersten Gerichtshofes herangezogen wer-
den’:

"Die sog. Grunderrechte ... stellen die Gesamtheit der dem Grinder einer Anstalt zuste-
henden Befugnisse dar. Se sind inhaltlich vom Gesetz her nicht bestimmt, sondern erfah-
ren ihre konkrete Ausgestaltung durch die Statuten bzw. Beistatuten®. Die Griinderrechte
sind im allgemeinen keine Vermogensrechte, sondern organschaftliche Verwaltungsrechte,

% Ein Ausschluss- bzw. Austrittsrechts besteht auch bei den personalistisch gepragten Verbandspersonen

GmbH und Genossenschaft (vgl. Art. 414, 443 1, 381 1, 441 PGR).

Bericht vom 3.4.1979 S. 7, aaO. FN 9; ebenso Bericht und Antrag der Flrstlichen Regierung an den
Hohen Landtag Uber die Reform des Liechtensteinischen Gesellschaftsrechts vom 12. Juni 1979 zu Art
541 PGR, in: LP 1979 I, Beilagen zur &ffentlichen Landtagssitzung vom 5. Juli 1979; vgl. Batliner, Ein-
fuhrung S. 19.

Vgl. Protokoll Uber die Sitzung der Kommission fir die Gesellschaftsrechtsreform vom 15. Dezember
1978, S.7, in : LLA RF 324/72/39; Guggi, Reform S. 21: "Es ist klar definiert, dass die Grinderrechte
nicht Vermdgensrechte darstellen, sondern organschaftliche Rechte sind."

Vgl. die Mdglichkeit der Vererbung der Grinderrechte gemass Art. 541 PGR.

% OGH LES3/82 S. 140; vgl. auch OGH LES 1/87 S. 16; OGH LES 1/89 S. 11; OGH LES 4/92 S. 1491f.

% Zur mangelnden Differenzierung zwischen Befugnissen und Rechten in der Praxis siehe oben 4.1.1.
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also Rechtsgestaltungsrechte, die es dem Griinder erlauben, das in der Anstalt verkorperte
Zweckvermdgen zu beherrschen. Mit ihnen kénnen allerdings auch vermbgenswerte Rechte
verbunden sein, dann namlich, wenn der oder die Grinder auch gleichzeitig Destinatére
sind."

Den Grinderrechten wird gemass sténdiger Rechtsprechung des OGH vermdgenswerter
Charakter immer dann zuerkannt, wenn Personal union zwischen Grinderrechtsinhaber und
Destinatdr besteht. Dem liegt offenbar die Uberlegung zugrunde, dass der Griinderrechtsin-
haber die Vermogenswerte in seiner Stellung als Begunstigter erhédlt und nicht in derjeni-
gen as Grunderrechtsinhaber. Damit erfolgt aber eine Verschiebung der vermdgensmassi-
gen Qualitét von den Grunderrechten auf die Destinatérrechte. Nicht die Grinderrechte
haben vermdgensmassige Qualitdt, sondern der Grinderrechtsinhaber erhdt die Vermo-
genswerte in seiner Funktion als Destinatér. Die Frage, ob die Grinderrechte selbst vermo-
genswerter Natur sein konnen, ist damit noch offen.

Die zitierte Definition des OGH tragt einen weiteren Ansatz zur Klarung der gegenstand-
lichen Frage in sich: Grunderrechte sind "organschaftliche Verwaltungsrechte, ... die es
dem Grunder erlauben, dasin der Anstalt verkorperte Zweckvermobgen zu beherrschen.”

Dieser Aussage macht deutlich, dass mittels der organschaftlichen Rechte tber die Vermo-
genswerte der Anstalt bestimmt werden kann. Anders als bel der AG, wo die wirtschaftli-
che Stellung des Aktionars vorgegeben ist, ist bei der Anstalt nicht von vornherein klar,
wer Gewinn bzw. Liquidationserlds erhalten soll. Die Entscheidung dariiber obliegt dem
Grunderrechtsinhaber, der diese durch Ausiibung seines Stimmrechtes innerhalb der Ver-
sammlung der Grinderrechtsinhaber trifft. Der Gegenstand des Stimmrechts ist aufgrund
dessen bel der Anstalt gegentiber demjenigen bei der AG erweitert und zwar um die Kom-
petenz des obersten Organs zur Bestimmung des Destinatérs, also der Bestimmung dar-
Uber, wem der vermogenswerte Erfolg der Verbandsperson personell zuzuteilen ist. Dadie
Entscheidung Uber die Zuteilung der Vermdgenswerte den organschaftlichen Rechten bzw.
dem Stimmrecht untergeordnet ist, enthélt das letztere eine vermdgenswerte Komponente.
Das Stimmrecht hat damit mittelbar vermogenswerten Charakter.

Diese Ausfuhrungen allein lassen noch nicht den Schluss zu, dass die Grinderrechte not-
wendig vermodgenswerter Natur sind. Auch bei einem gemeinnttzigen Verein bestimmen
die Mitglieder dartiber, wem der wirtschaftliche Erfolg des Vereines zugute kommen soll,
ohne dass deshalb von vermogenswerten Rechten der Vereinsmitglieder auszugehen wére.
Als entscheidender Unterschied zum ideellen Verein erweist sich die wirtschaftliche
Zwecksetzung der verkehrstypischen Anstalt. Erst diese vermittelt dem Grinderrechtsinha-
ber die Mdglichkeit, sich selbst oder bestimmte bekannte Personen als Beglnstigte einzu-
setzen und verleiht dem Recht der Begiinstigtenbestellung damit wirtschaftliche Qualitat®.

Der weite Rahmen der Anstalt |&sst es zu, auch nicht wirtschaftliche bzw. ideelle Ziele zu
verfolgen und die korperschaftliche Anstalt faktisch zu einem vereinsahnlichen Gebilde zu
machen. In diesem Falle sind die Grunderrechte tatséchlich rein organschaftlicher Natur. In
der Praxis sind derartige Anstaltsausgestal tungsformen jedoch bedeutungsl os.

% Zur wirtschaftlichen Zwecksetzung bei der Stiftung siehe Riemer ST N 392; zur Zwecksetzung bei der
Anstalt vgl. Marok S. 29 f.
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Die Deutung der Griinderrechte als vermogenswerte Rechte wird bel wirtschaftlicher Be-
trachtungsweise der Fihrung teurer Prozesse zur Bestimmung der Rechtszustandigkeit an
Griunderrechten, sowie der Tatsache, dass Grunderrechte in Liechtenstein auch steuerrecht-
lich veranlagt werden, bestatigt™.

4.2.3. Organschaftliche Pflichten

"Die Mitgliedschaftspflichten stellen einen begriffsnotwendigen Bestandteil der Mitglied-
schaft dar. Eine Personenverbindung, die ihren Mitgliedern nicht irgendwelche Verpflich-
tungen auferlegen wiirde, ist schlechthin undenkbar." *

Es stellt sich damit die Frage, was fur Grunderpflichten den Grinderrechten gegentiberste-
hen.

Auszugehen ist von einer gewissen Treuepflicht der Griinderrechtsinhaber gegentiber der
Anstalt. Dies wird insbesondere durch das Einstimmigkeitsprinzip geboten, das von einer
engen personlichen Bindung zwischen den einzelnen Grinderrechtsinhabern, die eine den
Personengesellschaften @hnliche Ausgangslage mit sich bringt, zeugt. Aufgrund dessen
besteht eine , Pflicht zur Loyalitat *’. Diese Pflicht dussert sich insbesondere im Verbot
der missbrauchlichen Ausiibung des Stimmrechtes.

Da die verkehrstypische Anstalt aus bloss einem Griinderrechtsinhaber besteht, spielt diese
organschaftliche Pflicht in der Praxis kaum eine Rolle.

4.2.4. \Vermbgensmassige Pflichten

Neben den organschaftlichen Pflichten hat der Grinderrechtsinhaber gemass Art. 548
Abs. 2 PGR die weitere vermdgensmassige Verpflichtung, das Anstaltskapital zu liberie-
ren®. Auch diese Verpflichtung besteht analog bei anderen K apital geselIschaften.

Die Hohe des Eigenkapitals ist in den allgemeinen Vorschriften festgelegt. Gemass Atrt.
122 Abs. 1 PGR muss dieses bei Verbandspersonen, deren Kapital in Anteile zerlegt ist,
mindestens sFr. 50’ 000.-- betragen, bel Verbandspersonen, deren Kapital nicht in Anteile
zerlegt ist, gentigen demgegentber sFr. 30’ 000.--.

Fur die Hohe des Mindestkapitales ist daher zunéchst die Frage zu kléren, ob das Anstalts-
kapital bei der korperschaftlich strukturierten, verkehrstypischen Form anteilsmassig zer-
legt ist oder nicht.

% vgl. StGH LES 3/87 S. 90 ff.

% Forrer S. 49.

" Vgl. Meier-Hayoz/Forstmoser § 8 N 50 beziiglich der einfachen Gesellschaft; Forrer S. 52.

% Die zusitzliche gesetzliche Méglichkeit, eine beschréankte Haftung oder Nachschusspflicht zu statuieren,
istin der Praxis vollig bedeutungslos.
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4.2.5. Exkurs: Die Kapitalstruktur der Anstalt

Es wird statutarisch regelméssig vorgesehen, dass das Anstaltskapital nicht in Anteile zer-
legt sein sol1*® und zwar unabhangig davon, was fiir eine konkrete Anstaltsform vorliegt.
Das Mindestanstaltskapital betragt daher in der Praxis sFr. 30°000.--.

Esist zu kléren, ob die Behauptung, das Anstaltskapital sei nicht in Anteile zerlegt, bei der
verkehrstypischen Anstalt den tatséchlichen Gegebenheiten entspricht.

Aus der hier vertretenen Auffassung, dass bei der verkehrstypischen Anstalt mit den Grin-
derrechten auch vermogenswerte Rechte verbunden sind, folgt zwingend, dass auch das
Anstaltskapital strukturiert sein muss, bzw., dass die Stellung des Griinderrechtsinhabers in
einem bestimmten Verhatnis zum Anstaltskapital stehen muss.

Um dies zu verdeutlichen, kann folgendes Beispiel aufgezeigt werden:

A, B und C sind Grunderrechtsinhaber einer Anstalt, wobei jeder ein Drittel des gesamten
Anstaltskapitals liberiert hat. Statutarisch vereinbaren sie das Kopfstimmprinzip. Anlass-
lich der Abstimmung Uber die Destinatarfestiegung im Rahmen der Versammlung der
Grunderrechtsinhaber méchten A und B Ubereinstimmend die gemeinsame Tochter
begunstigen, C mochte demgegentiber sich selbst beglnstigen. Hat nun aufgrund des Mehr-
heitsprinzips die Tochter von A und B a's Alleinbeglinstigte zu gelten oder wird diese zu
2/3 und C zu 1/3 beginstigt? Das Gesetz schweigt sich diesbeziiglich aus. Bei wirtschaftli-
cher Betrachtung der Verhdltnisse kann nur eine Destinatéarbestimmung in Relation zur
Kapital beteiligung Uberzeugen.

Verneint man bel der korperschaftlich strukturierten Anstalt mit vermogenswerten Grun-
derrechten die Aufteilung des Anstaltskapitals, betrachtet man das Anstaltskapital entspre-
chend a's unstrukturierte, einheitliche Masse, dann lasst sich auch keine konkrete Bezie-
hung zwischen Grinderrechten und Kapitalanteil ausmachen, was beispielsweise zu fol-
genden Konsequenzen fuhren misste:

Ein Grunderrechtsinhaber unter mehreren kann die Begiinstigtenbestimmung nicht im Ver-
hédltnis zu seinem tatsachlich investierten Kapital geltend machen. Wird er in der Ver-
sammlung der Grinderrechtsinhaber Gberstimmt - das Einstimmigkeitsprinzip ist gemass
Art. 543 Abs. 3 PGR dispositiver Natur - verliert er die Verfigungsmacht Gber den durch
seine Kapitalwidmung mitbewirkten Gewinn- und Liquidationserlds, wahrend die von der
Mehrheit ernannten Destinatére auch von seinem Kapitalbeitrag profitieren. Aber auch
dann, wenn ein Grinderrechtsinhaber unter mehreren seine Rechte verkaufen will oder
stirbt, ist mangels Beziehung der Rechte zum Kapital und damit zum Gesamtwert der An-
stalt unklar, wieviel die Griinderrechte wert sein sollen®.

Bel der die Regel bildenden Ein-Mann-Anstalt verhélt sich dies prinzipiell nicht anders.
Zwar ist in diesem Falle das Anstaltskapital nicht im eigentlichen Sinne zerlegt, sondern

¥ vgl. Marxer/Goop/Kieber S. 136; Schneider/Aeschbacher S. 61; Batliner, Anstalt S. 10.

“0|n der Praxis findet man immer wieder Zessionsurkunden tiber Griinderrechte, die auf einen bestimmten
Prozentsatz an einer Anstalt lauten. Es besteht damit offenbar das den Tatsachen entsprechende Bedirfnis,
"Anteile" an den Griinderrechten zu Ubertragen, obwohl es solche geméss Statuten gar nicht geben durfte.
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die Rechtsposition des Griinderrechtsinhabers steht in einem direkten Verhadtnis zum ge-
samten Anstaltskapital. Diesist aber auch bei der Ein-Mann-GmbH nicht anders, wo an der
Vorgabe des antellmassig zerlegten Kapitals nicht gezweifelt wird. Wesentlich kann hier
nicht sein, wieviele Grinderrechtsinhaber vorhanden sind, sondern ob das Anstaltskapital
in irgend einem Verhdltnis steht zur Stellung des Grinderrechtsinhabers. Dies ist bel der
verkehrstypischen Anstalt der Fall**. Aufgrund dessen miisste das Mindestanstaltskapital
sFr. 50'000.-- betragen.

Zum Verstandnis der statutarischen Regelung, dass das Kapital nicht anteilsméassig zerlegt
sei, ist der folgende Aspekt heranzuziehen:

Aufgrund des Zollvertrages zwischen Liechtenstein und der Schweiz** sind Stempelsteuern
auch in Liechtenstein zu entrichten. Diese Steuern sind immer dann geschuldet, wenn eine
Verbandsperson mit anteilméssig zerlegtem Kapital vorliegt®®. Auch bei der Erhebung der
liechtensteinischen Couponsteuer wird darauf abgestellt, ob in Anteile gegliedertes Kapital
vorliegt™. Konkret bedeutet dies, dass vor allem aus steuerrechtlichen Erwagungen die
nicht anteilmassige Zerlegung des Anstaltskapitals glinstiger ist.

Zur Kapitalstruktur ist abschliessend festzuhalten, dass aufgrund des weiten Ausgestal-
tungsrahmens der Anstalt selbstverstandlich Anstaltsformen denkbar sind, die ein einheitli-
ches, nicht anteilméssig zerlegtes Kapital aufweisen. Dies ist insbesondere bei der stif-
tungsdhnlichen Anstalt der Fall, da hier keine Grinderrechte mit vermogenswertem Cha-
rakter bestehen.

4.2.6. Die Ubertragung der Griinderrechte

Die Ubertragung von Griinderrechten ist in Art. 541 PGR geregelt. Diese Bestimmung lau-
tet:

» Die einer oder mehreren Personen zustehenden Griinderrechte kbnnen abgetreten oder
sonst Ubertragen und vererbt, nicht aber verpfandet oder sonst belastet werden.”

4.2.6.1. Die Zession der Griinderrechte
4.2.6.1.1. Allgemein

Die Zession ist die regulare Ubertragungsform fiir Griinderrechte. Sie ist gemass liechten-
steinischem Recht kausal®, d.h., fiir eine giiltige Zession bedarf es zwingend eines giiltigen
Grundgeschéftes, z.B. eines Kaufes oder einer Schenkung.

' vgl. Marok S. 89 ff.

2 Vertrag zwischen der Schweiz und Liechtenstein tlber den Anschluss des Fiirstentums Liechtenstein an
das schweizerische Zollgebiet vom 29. Mérz 1923 (LGBI. 1923/24) und Einfuhrungsgesetz zum Zollver-
trag vom 13. Mai 1924/29. Dezember 1966 (LGBI. 1924 Nr. 11 und LGBI. 1967 Nr.2).

8 Marxer/Goop/Kieber S. 213; Batliner, Einfilhrung S. 45 f; Schneider/Aeschbacher S. 127 ff.

Vgl. Marxer/Goop/Kieber S. 219; Ott/Pagetzold S. 36.

Aufgrund der Rezeption des tsterreichischen ABGB in Liechtenstein kann hier die dsterreichische Lehre

herangezogen werden. Vgl. statt vieler Ehrenzweig/Mayrhofer S. 479 f.

S
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Das zwingende Erfordernis eines Grundgeschéftes impliziert die hier vertretene Auffas-
sung, dass Grunderrechte vermdgensmassigen Charakter haben. Es ist kein Grundgeschéft
denkbar, das die Ubertragung rein organschaftlicher Rechte bzw. eines wirtschaftlichen
"Nichts' ermdglichen wirde. Insbesondere beim Kauf der Grunderrechte, der begriffsnot-
wendig die Ubernahme derselben gegen Geld voraussetzt, kommt der vermdgensméssige
Charakter der Grunderrechte zum Ausdruck.

Fur die Zession selbst bedarf es nicht der Einhaltung von Formvorschriften; die Zession ist,
abgesehen von wenigen Ausnahmen®, formlos méglich.

Die praktische Besonderheit der Zession von Griinderrechten besteht darin, dass regel-
maéssig eine Blankozessionsurkunde Ubergeben wird. D.h., der Erwerber der Griinderrechte,
beispielsweise der Kaufer, wird nicht namentlich auf der Urkunde fixiert, sondern die ent-
sprechende Stelle wird im Zessionsdokument offengelassen und ein alfélliger spéterer Er-
werber kann sich zum gegebenen Zeitpunkt als Grinderrechtsinhaber eintragen. Diese Vor-
gehensweise hat den Vorteil, dass der tatschliche Grinderrechtsinhaber urkundlich nicht
aufscheint und seine Anonymitét deshalb gewahrt bleibt.

Die Blankozessionsurkunde, die in der Praxis dusserlich wie ein Wertpapier gestaltet wird,
ist rechtlich eine blosse Beweisurkunde”. In der Praxis kommt es vor, dass bei Verlust des
Papieres vom urspringlichen Grunderrechtsinhaber bzw. vom Zedenten eine neue Zessi-
onsurkunde ausgestellt wird. Aufgrund dieser Praxis und des mangelnden Wertpapiercha-
rakters kann ein Erwerber von Grinderrechten nie sicher sein, dass er z.B. beim Kauf der
Griinderrechte mit gleichzeitiger Ubergabe der Zessionsurkunde die Rechte tatsachlich
erwirbt. Es wére auch moglich, dass die Grinderrechte vorgangig vom nunmehr Verfligen-
den an eine andere Person rechtsgiltig tibertragen wurden. Die Ubergabe der Zessionsur-
kunde als blosse Beweisurkunde bietet beziiglich des Uberganges der Griinderrechte nur
ungentigenden Schutz.

Relativ einfach zu |6sen wére dieses Problem dadurch, dass die Griinderrechte wertpapier-
massig verbrieft wirden, welche Moglichkeit in Art. 540 PGR und damit im Anstaltsrecht
selbst ausdriicklich vorgesehen ist. Gemass Art. 5 dieser Bestimmung stehen die Anstalts-
anteile unter den Bestimmungen Uber die Namensaktien. Diese wertpapiermassige Verbrie-
fung ist in der Praxis jedoch bedeutungslos. Diesist neben der mangelnden Anonymitét des
Grunderrechtsinhabers auch deshalb der Fall, da davon ausgegangen wird, dass bei wertpa-
piermassiger Verbriefung der Anteile das Anstaltskapital antellmassig zerlegt ware und
aufgrund dessen eine steuerrechtlich ungunstigere Situation vorliegen wirde.

Da sich die Behauptung, das Anstaltskapital sei bel der verkehrstypischen Anstalt nicht in
Anteile zerlegt, geméss den vorangehenden Ausfuhrungen nicht halten lasst und das An-
staltskapital diesfalls ohnehin als anteilméssig zerlegt zu betrachten ist, ware die Verbrie-
fung der Grunderrechte in Namenspapieren mit keinen steuerrechtlichen Konseguenzen
verbunden.

6 Formbediirftig ist die Zession nur dann, wenn das Grundgeschaft formbediirftig ist. Dies ist v.a. bei der
Schenkung einer Forderung von Bedeutung (vgl. Koziol/Welser | S. 292 1.).
4" OGH ELG 1962-1966 S. 64 f.; OGH LES 3/82 S. 140; OGH LES 3/82 S. 142 f.; OGH LES 4/92 S. 151.
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4.2.6.1.2. Zession und mehrere Grtinderrechtsinhaber

Die Problematik der Zusammenhange zwischen vermogenswertem Charakter und Ubertra-
gungsmoglichkeit der Griinderrechte sowie der Kapital zerlegung spiegelt sich in folgendem
Zitat des OGH* aus dem Jahre 1982 wider, in welchem es um die Ubertragung des "An-
teils" eins Grunderrechtsinhabers unter mehreren geht.

Als organschaftliche Rechte konnen die Griinderrechte, anders as die den Destinatdren
zukommenden Genussrechte, nur ungeteilt und nicht in Bruchteilsquoten zerlegt zediert
werden. Dies bewirkt, dass im Innenverhdtnis keine ,, Abtretung von Anteilen* moglich ist.
, Der Ubertragung von Teilhaberschaften an Griinderrechten von einem Griinder auf den
anderen (kommt) lediglich die rechtliche Bedeutung zu ..., dass derjenige, der diese Rechte
Ubertragt, aus dem Kreis der Griinderrechtsinhaber ausscheidet. Ubertragen (zediert)
werden konnen innerhalb einer Mehrheit von Grundern nur die mit der Teilhaberschaft
allenfalls verbundenen Genussrechte, nicht aber eine Quote der Griinderrechte.”

Im Einzelnen ist dazu wie folgt zu bemerken:

Rein organschaftliche Rechte sind aus rechtsdogmatischen Erwégungen mangels Vermo-
genswert gar nicht zedierbar. Ein wirtschaftliches "Nichts" kann nicht mittels Zession Uber-
tragen werden®.

Insgesamt ist nicht erklarbar, weshalb entgegen der gesetzlich klar statuierten Zedierbarkeit
der Grunderrechte eine Zession bei mehreren Grinderrechtsinhabern nicht moglich sein
soll.

Die Ubertragung von Rechten von einem Griinderrechtsinhaber an andere innerhalb der
selben Anstalt soll blosses Ausscheiden aus dem Kreis der Griinderrechtsinhaber bewirken.
Bel konsequenter Verfolgung dieser Aussage wirde dies bedeuten, dass beim Tod eines
Grunderrechtsinhabers unter mehreren dessen Erben aus dem Kreis der Grunder-
rechtsinhaber ausscheiden und aufgrund dessen keine Vermogenswerte erben kénnen. Dies
widerspricht nicht nur den wirtschaftlichen Gegebenheiten, sondern auch der gesetzlich
statuierten Vererbbarkeit der Grinderrechte gemass Art. 541 PGR.

Zu den dargestellten Ungereimtheiten wird man gezwungen, wenn man die herrschende
Meinung vertritt, dass bei der verkehrstypischen Anstalt das Anstaltskapital nicht anteil-
massig zerlegt ist. Wahrend bel bloss einem Griinderrechtsinhaber dessen Anstaltsanteil
100 % betragt und die Frage der Kapitalzerlegung praktisch ignoriert werden kann, wird
die Kapitalzerlegung bei mehreren Grinderrechtsinhabern augenféllig. Um dennoch eine
prozentuale Zerlegung der Griinderrechte zu vermeiden, wird der vermogensmassige Cha
rakter auf die Destinatéarrechte verlagert.

% LES3/82S. 140.
“ vgl.426.1.1.
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4.2.6.2. Die erbrechtliche Ubertragung von Griinderrechten

In Art. 541 PGR ist neben der Zession statuiert, dass Griinderrechte vererbt werden kon-
nen. Auch dies ist aus dogmatischen Grinden nur dann mdglich, wenn entsprechend der
hier vertretenen Auffassung mit den Grinderrechten Vermdgenswerte verbunden sind. Ge-
mass einhelliger Lehre und Rechtsprechung sind nur wirtschaftliche Werte vererbbar™.

Die Vererbung von Grinderrechten ist analog der Vererbung von Aktionérsrechten an sich
problemlos moglich. Zum erbrechtlichen Ubergang der Griinderrechte bedarf es daher kei-
ner weiteren Ausfuhrungen.

Im Zusammenhang mit dem Erbrecht ist jedoch auf eine weitere liechtensteinische Spezia-
litét hinzuweisen. Es handelt sich um die welt verbreitete Praxis, dass der Grinderrechtsin-
haber die Anstalt auf seinen Todeszeitpunkt hin umstrukturiert und die korperschaftliche
Anstalt in eine sogenannte stiftungsahnliche oder griinderrechtslose Anstalt umwandelt.

Konkret geschieht dies dadurch, dass statutarisch oder in der Regel beistatutarisch festge-
legt wird, dass ab dem Tode des Grinderrechtsinhabers das Anstaltsvermégen in einer be-
stimmten Art und Weise verwaltet und an bestimmte Personen ausgeschittet werden soll
und diese Anweisung ab dem Todeszeitpunkt des verfligenden Grinderrechtsinhabers fir
unabanderlich erklart wird. Entscheidend ist dabel die Unabanderlicherkldrung von Statu-
ten. Durch diese wird bewirkt, dass die dauernde Einflussmoglichkeit des obersten Organs
auf das anstaltliche Geschehen beschnitten wird. Die korperschaftlich strukturierte Anstalt
wird dadurch zu einem stiftungsahnlichen Gebilde umgewandelt.

Ab dem Zeitpunkt der Unabanderlicherklérung der Statuten bzw. Beistatuten kann auch
Uber die Destinatarstellung nicht mehr bestimmt werden. Damit wird den Griinderrechten
gleichzeitig die vermdgenswerte Komponente entzogen. Mangels vermogenswerten Cha-
rakters sind die Grinderrechte damit auch nicht mehr vererbbar.

Die besagte Umstrukturierung der Anstalt auf den Todesfall bewirkt bei wirtschaftlicher
Betrachtung, dass den Erben des Grinderrechtsinhabers der Wert der Griinderrechte entzo-
gen wird. Wurde der Grunderrechtsinhaber keine unabanderliche Anordnung tber die De-
stinatére treffen, wirden die Grinderrechte in den Nachlass fallen. Die beschriebene Praxis
Ist vergleichbar mit der Errichtung einer Stiftung auf den Todesfall, welche der Einhaltung
der erbrechtlichen Formvorschriften bedarf >*. Entgegen der herrschenden Praxis ist auf-
grund des eindeutig erbrechtlichen Charakters der Verfiigung zu fordern, dass die entspre-
chenden Anordnungen des Griinderrechtsinhabers in erbrechtlicher Form erfolgen missen.

4.2.6.3. Die Verpfandung von Grinderrechten

Art. 541 PGR sieht schliesslich vor, dass Grinderrechte nicht verpfandet oder sonst be-
lastet werden koénnen. Diese Anordnung ist zuriickzufthren auf die gemass den vorange-
henden Ausfiihrungen problematische Aussage, dass Griinderrechte rein organschaftliche
Rechte seien. Da Griinderrechte vermdgenswerter Natur sind, diese verkauft und vererbt

% Statt vieler Koziol/Welser 11 S. 285.
L vgl. Art. 555 Abs. 1 PGR,; siehe dazu insgesamt Marok S. 125 ff.
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werden konnen, ist nicht einzusehen, weshab die Belastung bzw. Verpfandung derselben
nicht moglich sein sollte.

5. Schlussbemerkungen

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich hinter dem Namen Anstalt die strukturell ver-
schiedenartigsten Formen von Verbandspersonen verbergen kénnen. Einmal ist die Anstalt
vergleichbar mit einer Ein-Mann-AG, das andere Mal erscheint sie als stiftungsahnliches
Gebilde. Diesimpliziert, dass die Anstalt die Moglichkeit zur Verfigung stellt, unter einem
Namen diverse auch in anderen Rechtsordnungen bekannte Typen juristischer Personen zu
subsumieren.

Ein wesentlicher Vortell der Anstalt besteht darin, dass sie von der korperschaftlichen
Struktur in die stiftungsahnliche Struktur umgewandelt werden kann, ohne dass es einer
L6schung und einer Neugriindung oder einer Umwandlung mit einer Anderung der Gesell-
schaftsform bediirfte, d.h., ohne dass von aussen irgendeine Anderung erkennbar wére.

Fur alle digenigen, die mit einer Anstalt in Kontakt treten, seien dies Steuerbehdrden und
Glaubiger oder auch die Mitglieder und Begunstigten, besteht die Notwendigkeit, jede ein-
zeln vorliegende Anstalt zunéchst aufgrund der Statuten zu erfassen, bevor man weiss, mit
was fr einem Gebilde man es konkret zu tun hat. Mit dieser Tatsache ist aber nicht nur ein
erheblicher Aufwand, sondern auch Rechtsunsicherheit verbunden.

Die Anstalt wurde in Ubereinstimmung mit dem liberalen Zeitgeist der 20er Jahre al's be-
deutende liechtensteinische Eigenleistung entwickelt und ins PGR aufgenommen. Die fol-
genden Jahre haben gezeigt, dass die Liberalitét zu Missbrauchen fihren kann. In verschie-
denen Staaten wurde diese deshab zugunsten der Sicherheit des Kapitalanlegers und all
jener Personen, die mit den juristischen Personen in Kontakt treten, eingeschrankt. Auch
diverse Richtlinien der EU, die fur Liechtenstein seit dem Beitritt zum Européischen Wirt-
schaftsraum teilweise ebenfalls relevant sind, dienen dem Schutz der Kapitalanleger und
Gesell schaftsgl &ubiger™.

Ob unter diesen politischen und gesetzlichen Voraussetzungen die Anstalt, die nicht auf
einen Typus hin definiert werden kann und nur im Einzelfall fassbar ist, wird weiterbeste-
hen konnen, wird sich zeigen.

%2 Vgl. Baudenbacher S. 52.

21



Literaturverzeichnis

Batliner Herbert, Die privatrechtliche Anstalt im Furstentum Liechtenstein, (Reihe) ex jure
Nr. 1, Vaduz 1985, zit.: Batliner, Anstalt.

- Einfihrung in das liechtenstei nische Gesell schaftswesen, Vaduz 1990, zit.: Batliner,
Einfuhrung.

Baudenbacher Carl, Welche Auswirkungen auf das liechtensteinische Gesellschaftswesen
sind durch den Beitritt des Firstentums Liechtenstein zum Européischen Wirt-
schaftsraum zu erwarten? Rechtsgutachten erstattet der Furstlichen Regierung des
Furstentums Liechtenstein, St. Gallen/Austin 1990.

Beck Ivo, Niederlassung im Firstentum Liechtenstein, Vaduz 1962.
Beck Wilhelm, Kurzer Bericht zum Personen- und Gesellschaftsrecht, 0.0. 1925.

Buhler Alfred, Die Anstalt, Eine privatrechtliche Gesellschaftsform im Furstentum Liech-
tenstein, (Hg.) Euromanagement & Trust Company Est., Vaduz 0.D.

Ehrenzweig Armin und Adolf/Mayrhofer Heinrich, System des Osterreichischen alge-
meinen Privatrechts, 2. Buch: Das Recht der Schuldverhdtnisse, I. Abt.: Allgemel-
ne Lehren, 3.A., Wien 1986.

Forrer Hans R., Die Mitgliedschaft und ihre Beurkundung, Diss. Zirich 1959.

Forstmoser Peter/Meier-Hayoz Arthur, Einflhrung in das schweizerische Aktienrecht,
3.A., Bern 1983.

Gubser Anton, Grundriss der liechtensteinischen Gesellschaftsrechtsreform 1980, (Hg.)
Prasidial-Anstalt, Vaduz 1980.

Guggi Bruno B., Die Reform des Liechtensteinischen Gesellschaftswesens, Liechtenstein
Wirtschaftsfragen Nr. 7, (Hg.) Verwaltungs- und Privatbank AG, Vaduz 1980, zit.:
Guggi, Reform.

- Die Anstalt als privatrechtliche Unternehmungsform im liechtensteinischen Recht,
12.A., (Hg.) Allgemeines Treuunternehmen, Vaduz 0.D., zit.: Glggi, Anstalt.

Koller Arnold, Grundfragen einer Typuslehre im Gesellschaftsrecht, Diss. Freiburg 1967.
Koziol Helmut/Welser Rudolf, Grundriss des burgerlichen Rechts, Bd. I: Allgemeiner

Tell, Schuldrecht, 9.A., Wien 1992, Bd. Il: Sachenrecht, Familienrecht, Erbrecht,
9.A., Wien 1991.

22



Marok Graziella, Die privatrechtliche liechtensteinische Anstalt unter besonderer Bertick-
sichtigung der Grinderrechte, Schweizer Schriften zum Bankrecht, Bd. 22, Zirich
1994 (Diss Zurich).

Marxer Peter/Goop Peter/Kieber Walter, Gesellschaften und Steuern in Liechtenstein,
8.A., Vaduz 1991.

Meier Otto C., Die liechtensteinische privatrechtliche Anstalt, ZBR NF Nr. 341, Zirich
1970 (Diss. Zurich).

Meier-Hayoz Arthur/Forstmoser Peter, Grundriss des schweizerischen Gesellschafts-
rechts, 7.A., Bern 1993.

Ott Rene B./Paetzold Veronika, Unternehmensgrindung im Firstentum Liechtenstein,
3.A., Zirich 1992,

Ramati U.E., Liechtenstein’s Uncertain Foundations, Dublin 1993.

Riemer Hans Michael, Berner Kommentar, Bd. I, 3. Abt., 3. Teilband: Die Stiftungen, Sys-
tematischer Teil und Kommentar zu Art. 80-89 bis ZGB, 3.A., Bern 1975.

Schneider Michael, Anstalt und Treuunternehmen des liechtensteinischen Rechts als Un-
ternehmensformen fir Sitz- und Holdinggesel|schaften, Diss. Géttingen 1970.

Schneider Tim/Aeschbacher Ernst, Domizil Liechtenstein - Land, Gesellschaftswesen,
Steuern, hg. anlésslich des 60jahrigen Jubilaums der Prasidial-Anstalt, Vaduz 1991.

Schonle Herbert, Die Rechte der Grinder von Anstalten und Trusts nach liechtensteini-
schem Recht, Aktuelle Fragen des Liechtensteinischen Gesellschaftsrechtes 2. Fol-
ge, (Hg.) Présidial-Anstalt, Vaduz 1967.

Vernay Alain, Die Steuerparadiese, 2.A., Wien/MUnchen/Zurich 19609.

Wanner Georges, Die Anstalt nach liechtensteinischem Personen- und Gesell schaftsrecht,
Diss. Basel 1959.

Zindel Mario, Problemanalyse im Zusammenhang mit der Benachteiligung von Erbeninte-

ressen durch Grindung eines liechtensteinischen Vermoégenstragers, Diss. Zirich
1982.

23



Abkirzungsverzeichnis

A. Auflage

aao. am anderen Ort

AG Aktiengesellschaft

Diss. Dissertation

ELG Entscheidungen der Liechtensteinischen Gerichtshdfe von 1947-1978
f. folgende

ff. fortfolgende

FN Fussnote

GmbH Gesellschaft mit beschrankter Haftung

Hg. Herausgeber

hg. herausgegeben

LE Liechtensteinische Entscheidungssammlung

LGBI. Liechtenstei nisches Landesgesetzbl att

LLA Liechtensteinisches Landesarchiv

LP Landtagsprotokoll

N Note

NF Neue Folge

o.D. ohne Datum

0.0. ohne Ort

OGH Furstlich Liechtensteinischer Oberster Gerichtshof

PGR Personen- und Gesellschaftsrecht vom 20.Januar 1926, LGBI. 1926 Nr. 4
S. Seite

StGH Staatsgerichtshof

vgl. vergleiche

ZBR Zurcher Beitrage zur Rechtswissenschaft

ZGB [ Schwel zerisches] Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907

24



Beitrage Liechtenstein-Institut

Bisher erschienen:

Nr.1 HansK. Wytrzens (Hrsg.)

Nr.

Nr.

Nr.

Nr.

Nr.

Nr.

Nr.

Nr.

Wirtschaftsstandort Liechtenstein - Bedingungen und Per spektiven

mit Beitragen von: Klaus Biedermann, Klaus Bichel, Josef K. Braun, Rolf Ehlers,
Christine Glinski-Kaufmann, Michael Hilti, Thomas Hilti, Volker Rheinberger,
Hans K. Wytrzens

504 Seiten, vervielfdtigt, Bendern 1993

Jochen Abr. Frowein, Wolfram Hofling

Zu den Schreiben S.D. des Landesfirsten Hans-Adam 1. vom 27.2.1995 und
vom 4.4.1995 an den Vorsitzenden der Verwaltungsbeschwerdeinstanz. Zwei
Rechtsgutachten

49 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1995

Kuno Frick
Die Ausstrahlung der Grundrechte auf Privatrechtsbeziehungen
22 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1996

Gerold Hoop
Zur historischen Entwicklung des Ver mdgensr echts
20 Seiten, vervielfétigt, Bendern 1996

Marie-Theres Frick
Per sdnlichkeitsrechte
24 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1996

Frank Zindel

Die guterrechtliche Auseinander setzung bel Auflosung der Ehe nach liechten-
steinischem Recht

19 Seiten, vervielfdtigt, Bendern 1996

Paul Meier
Die Kontrollstelleim Personen- und Gesellschaftsr echt
26 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1996

Thomas Nigg
Das Vereinsrecht
25 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1996

GraziellaMarok
Die Anstalt nach dem Per sonen- und Gesellschaftsr echt
24 Seiten, vervielféltigt, Bendern 1996

25



	Deckblatt LiB 9.pdf
	Beiträge
	Forschung und Lehre
	Graziella Marok
	Graziella Marok






